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Beklagte und Revisionsbeklegte°

.
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Der 11;VSenéf des Bundessozialgerichts hat am 20° März 4970

durch ! ; '. „45 'r■’
_

Senatspräsident Dr„ H a u e ils ein
:

7‘ )

\„ — Vorsitzender -‚_ —
Bundesrichterin \ * Dr° S c h w a r 2 ff und

‘ Bundesrichter ‚:; Ä' Dr° B u s s 4_
"

beschlossen: ‚{ if;3f;f_ }}!."lxj‚j«f‚.
.

f;i„

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—’

„sozialgerichts Berlin vom 4° April 4969 wird als unzu—

lässig verworfeno ”& / ;
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Die Klägerin hat mit Schriftsatz vom 5„Juni 4969 durch ihren

damaligen Prozeßbevollmächtigten, den damaligen 4° Vorsitzenden

des Christlichen Beschädigten Vereins e„V° (GBV), Berlin, Herrn

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin (LSG) vom 4° April.

4969 Revision eingelegt°

Der Senat muß die Revision als unzulässig verwerfen, weil sie nicht

der gesetzlichen Form entspricht° Die Klägerin mußte die Revision

durch einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten einlegen ($ 466
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG--)° Nach 5 466 Abs° 2 SGG sind eis

Prozeßbevollmächtigte - außer Rechtsanwälten —
zugelassen die _

Mitglieder und Angestellten von Gewerkschaften, von selbständigen

Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial— oder berufspolitischer

Zwecksetzung, von Vereinigungen von Arbeitgebern und von Vereini-

gungen der Kriegsopfer, sofern sie kraft Satzung oder Vollmacht

zur
Prozéßvertretung befugt sind Zu diesen zugelassenen Prozeßbe—

vollmächtigten gehörte Herr Bm„n„„nil■lchtoDie ihm in der Satzung

des GBV vom 54„ März 4969 erteilte Ermächtigung
zur Prozeßvertre-

tung vor dem Bundessozialgericht (BSG) hat ihn nicht in den Kreis

der zugelassenen Prozeßbevollmächtigten einreihen können, weil der-

GBV nicht zu den in 5 466 Abso 2 SGG genannten Organisationen ge—
hört ‘

Das hatte der Senat bereits in mehreren Beschlüssen im Laufe

des Jahres 4968, an° im Beschluß vom 46° September 4968 (SozR

Nr° 56 zu 5 466 SGG) auf Grund der damals gültigen Satzung des GBV ent—

schieden° Inzwischen hat der GBV zwar seine Satzung am 34° März

4969 (erneut) geändert und bezeichnet sich nunmehr als Vereini—

gung von Arbeitnehmern mit sozialpolitischer Zwecksetzung° Die

Satzungsänderung — nach deren Vollzug Herr B " wieder in

zahlreichen Fällen für Mitglieder des GBV Revisionen zum BSG

eingelegt hat — hat jedoch nicht'bewirkt, daß der GBV seitdem

als Organisation im Sinne des @ 466 Abs° 2 SGG angesehen werden
kann°

..5...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _
1

Ob der GBV, wenn man die neue Satzung und außerdem die wirk-

lich gegebenen Verhältnisse überprüft, nach der Zusammen—
,l'setzung der Mitglieder und nach der Zwe0k5etzung des Vereins

_
überhaupt als "Vereinigung von Arbeitnehmern mit sozialpoli-

“ftischer Zwecksetzung" bezeichnet werden könnte, kann dahinge«

istellt bleiben° Selbst wenn man das bejaht — obwohl es nahe
’ liegt anzunehmen, daß er sich im wesentlichen nur als “Rechts—

'schutzverein" betätigt — würde das allein nicht genügen, Denn

"@ 466 Abs° 2 SGG gilt nur für diejenigen Vereinigungen von Ar—

'f beitnehmern mit sozial— oder berufspolitischer Zwecksetzung,

die auf Grund ihrer Mitgliederzahl und ihrer Finanzmittel die

Gewähr dafür bieten, daß sie geeignete Prozeßbevollmächtigte
'_ für die Prozeßvertretung vor dem BSG bereitstellen können° Eine

—solche Gewähr ist beim CBV nicht gegeben„ Nach den Ermittlungen

des Senats hatte der 4965 gegründete GBV bei Einlegung der ‘

Revision (Juni 4969) nur 446 Mitglieder; als Einnahmen flossen

ihm nur die Aufnahmegebühren von 40,-— DM und monatliche

Mitgliedsbeiträge von 5,—— DM zu; nennenswertes Vermögen besaß

er nicht (Kassenbestand 4969 rund 795,—-DM), ‘ '

Der Senat Uerkennt nicht, daß die von ihm vorgenommene aim=

engende Auslegung sich nicht aus dem Wortlaut des 5 466 Abs° 2
SGG ergibt,Der Begriff der Vereinigung würde bereits durch eine}
förmlosen, aber dauerhaften Zusammenschluß zweier Arbeitnehmer

erfüllt° Die Vorstellung, daß eine solche Vereinigung, selbst

eine ton sieben Arbeitnehmern (entsprechend der Mindestmit-

gliederzahl des eingetragenen Vereins), den Rechtsanwälten

gleiehstehende Prozeßbevollmäehtigte vor dem BSG 5011té berufen

können,zeigt jedoch schon eindringlich, daß der Begriff der
Vereinigung von Arbeitnehmern mit sozial— oder berufspoli—

tischer Zwecksetzung in S 466 Abs° 2 SGG eingeschränkt wcfden

muß° Dabei ist darauf hinzuweisen, daß solche Arbeitnehmer—
vereinigungen auch andere ihnen zuerkannte Rechte oft nur
bei nennenswerter Verbandsstärke ausüben können; mit ihren

Vorschlagslisten für die Berufung ehrenamtlicher Richter in
der Sozialgerichtsbarkeit können sie nur bei einer gewissen

1-._ ' " "
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Verbandsstärke durchdringen (vglo 55 45, 44‚*55‚ 45„46 SGG);
ihre Vorschlagslisten nach 5 7 Abs„ 5 des Selbstverwaltungsge—

setzes müssen z‚B° bei einem Versicherungsträger mit mehr als

4 Million Versicherten von mindestens 4000 Wahlberechtigten

unterzeichnet sein°

Für 5 466 Abs° 2 SGGergibt sich die Begrenzung des Begriffs Ver-
einigung aus dem Sinn und Zweck des Vertretungszwanges° Das Gesetz

hat den Vertretungszwang vor dem BSG im Interesse der Beteiligten

und im Interesse des Revisionsgerichts vorgeschrieben (SozR

Nr° 4, 44, 27, 49, 55 zu 5 464 SGG und Nr° 5, 48, 20 zu 5 466
SGG)° Die Beteiligten sollen sich hier des Rates und der Hilfe

rechtskundiger Personen bedienen, weil die Durchführung der Revisions—

verfahren eingehende Kenntnisse des materiellen Rechts (auch außer—

halb des Sozialrechts) sowie des Verfahrensrechts erfordert und

weil das Revisionsverfahren zudem in besonderer Weise rechts—

förmlich ausgestaltet ist„ Die Prozeßbevollmächtigten sollen die

Rechtslage.genau durchdenken, bevor sie die Verantwortung für eine

Revision übernehmeno Von der Durchführung aussiehtsloser Revisionen

sollten sie Abstand nehmen. Das zeigt, daß von den Prozeßbevoll—

mächtigten vor dem BSG eingehende Kenntnisse im materiellen und

prozessualen Recht verlangt werden müssen° Von Arbeitnehmerver-

einigungen mit geringer Mitgliederzahl ohne nennenswerte Finanz—

mittel kann nicht erwartet werden, daß sie geeignete Prozeßbevoll—
mächtigte, d°h„ Prozeßbevollmächtigte, die diese Anforderungen

erfüllen, für das Verfahren vor dem BSG berufen können° Eine Zu-

lassung ihrer Prozeßbevollmächtigten würde oft das Gegenteilides mit
5 466 SGG verfolgten Zweckes erreichen; die Beteiligten bedürfen aber

dringend des Schutzes vor nicht genügend rechtskundigen Vertretern°

Das Revisionsgericht würde durch abwegige Ausführungen und aus—
siehts103e, oft unzulässige Revisionen belastet; seine Arbeit würde

nicht unwesentlich erschwert° ‘

Der Senat ist deshalb der Auffassung, daß Vereinigungen von Arbeit-

nehmern mit sozial— oder berufspolitischer Zwecksetzung im Sinne

des 5 466 Abs° 2 SGG grundsätzlich nur Vereinigungen sind, die
mindestens 4000 Mitglieder haben° Bei einem monatlichen Beitrag
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von 3,—- DM Stünden dann z„B° einer solchen Vereinigung monat—
liche Mittel in Höhe von 5000,—— DM zur Verfügung° Bedenkt man,
daß die Vereinigungen regelmäßig noch andere sozial— oder be—
rufspolitische Aufgaben zu erfüllen haben, daß es bei der

_Rechtsschutzgewährung für ihre Mitglieder mit der Bestellung

_von Prozeßbevollmächtigt■■ allein nicht getan ist, daß vielmehr

aueh eine zugehörige Geschäftsstelle eingerichtet und außerdem
Literatur beschafft werden muß, so ergibt sich, daß bei einer

Mitgliederzahl unter 1000 Mitgliedern in der Regel eine Be-y

stellung geeigneter, einigermaßen angemessen besoldetcr Prozeß-

bevollmächtigter nicht mehr gesichert sein kann„‚

Bei dem GBV hat die Mitgliederzahl im Juni 4969 weit unter 4000

betragen° Nach den verfügbaren Finanzmitteln war nicht gewähr—\

leistet, daß er geeignete Prozeßbevollmächtigte für die Prozeß—
führung Vor dem BSG berufen konnte, Diese Frage war unabhängig

von der Person des hier berufenenen Prozeßbevollmächtigten zu
prüfen; sie läßt sich nur nach allgemeinen Gesichtspunkten be—

urteilen° ' ' “ '

Da die Klägerin SOmit bei Einlegung der Revision nicht durch
einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten vertreten war, mußte

ihre Revision als unzulässig verworfen werden°

Die Entscheidungüber die Kostenerging nach5 495see„
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